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SUgLmelnes .
Zur Neuordnung des Vesmtenrecbts .
StaatSminister a . D ., Präsident des Oberverwaltungs¬

gerichts Dr . D r e w S. b«zeichnete auf dem 3. Jahrestag der
Berliner Verwaltungsakademie die Reu ordnung d e »
Beamtenrechts als einen Teil der allgemeinen großen
BeNvaltungsreform . Diese Neuordnung sei notwendig beson¬
ders deshalb, weil alles in der Staatsmaschinerie umgestaltet
worden sei . Als Angelpunkt des neuen Beamtenrechts stellte
er das Verhältnis des Beamten zum Staat und die klar« Un¬
terscheidung zwischen der Idee des Beamten und des Ange¬
stellten hin . Bei einem Durcheinander der Begriffe vom Be¬
amten und vom Angestellten würden verhängnisvolle Situatio¬
nen für den Staat entstehen. Das Beamtentum sei der feste
Pol in der Erscheinungen Flucht gewesen; ohne eö würde ta »
Etaatsschiff gescheitert und untergegangen sein. Ähnlich ge¬
fahrvoll dünke ihm ein solcher Begriffswirrwarr für die Be¬
amtenschaft selbst : Die Verpflichtung des Staats würde gelöst
und das Beamtenverhältnis zu einem Angestelltenverhältni »
werden. Auch die Bestrebungen , daß den Beamten jederzeit
das freiwillige Ausscheiden unter Aufrechterhaltung seiner An¬
sprüche auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenfürsorge gestattet
sein soll, seien sbhr bedenklicher Natur . Die Beibehaltung der
lebenslänglichen Anstellung des Beamten sei unter solchen
Strömungen für den Staat unmöglich. Jedenfalls arbeiten
derartige Ideen dem Aufhören deh Berufsbeamtentums vor.
»Daß von links Anstrengungen dieser Art gemacht worden
seien, darüber müsse man sich klar sein.

" Beim Punkt Be¬
amtenvertretungen oder Beamtenräte käme
es darauf an , wer bei Meinungsverschiedenheiten das entschei¬
dende letzte Wort '

fyxbe . Drews meint , dieses könne der Be¬
amtenschaft nicht zufallen, hält auch Schlichtungsstellen nicht
für geeignet zur Schlutzentscheidung. Das bisherige Diszi¬
plinarverfahren vergleicht er mit einer Art mittelalter¬
lichen Jnquisitionsprozeffes und hält es für sehr reformbedürf¬
tig . Die Angelegenheit der Schaffung von Beamten¬
krankenkassen von Reichs wegen würde nach seiner An¬
licht Aisenblicklich bei der Ärzteschaft auf Widerstand stoßen.
Gbensrrrtchtig wie das Beamtenrecht scheine ihm die B e a m -
tenpolitik . Drews fordert strenge Anforderungen in Be¬
zug auf Vorbildung und vernünftige Diensteinrichtung , die der
Verantwortlichkeit und Selbständigkeit des Einzelnen Raum
lasse und sich vom Schema fernhalte .

Von der Tilgung des Vundesausscvusses
des Deutschen Veamtenbundes .

Die Tagung am 27 . Oktober d . I . stand wie nie zuvor unter
einer wirtschaftspolitischen Depression ganz besonderer Art .
Dies kam zuvörderst in dem Referat des Staatssekretärs a . D .
D . Aug. Müller über „Wi rt sch af t sfr ag e n " zum
Ausdruck .

Er führte aus , daß wir uns in einer ähnlichen Lage befän¬
den wie vor 4 Jahren . Zurzeit dränge alles mit ungeheurer
Schnelligkeit dahin, das Preisniveau auf den Goldwert albzu¬
stellen , ohne datz Gehälter und Löhne dem zu folgen vermöchten.
Im Augenblick bestehe ein absolutes Monopol der Warenbe -
fitzer, welche die Preisbildung ganz nach Belieben vornähmen .
Erforderlich sei die schnelle und ausreichende Anpassung der
Gehälter und Löhne an die Geldentwertung und die damit
verbundene Teuerung . Die Gehaltserhöhungen seien nicht
die Ursache , sondern die Folge der Preiserhöhungen . Es
sei historisch feststellbar, datz das Primäre immer 'die Er¬
höhung der Preise sei . Solange man nicht imstande sei, das
Preisniveau festzuhalten, müssen die Gehälter den wirtschaft¬
lichen Veränderungen entsprechend eingestellt -werden . Die
endgültigen und allein Heilung versprechenden Gegenmittel
gegen den Verfall der deutschen Währung seien, entsprechend
ihren Ursachen , außenpolitischer Art . ^ Es müsse Auf.
gäbe der deutschen Politik sein , die Sanierung der Währung
durch ein Moratorium und Milderung der Verpflichtungen zuGeld- und Sachleistungen vorzubereiten . Datzu müsse sichaber die höchste Anstrengung aller Mieder des deutschen Vol-
kes hinzugesellen, damit die Produktion erhöht und zugleich
verbilligt wird . Auch dann werde noch für einige Zeit spar¬
samste Lebensführung ein unentrinnbares Gebot für das
deutsche Polk sein . '

Anschließend hieran - begründete Rusch-Werlin ein« Gnt -
schließung bezüglich Selbsthilfe . Darin fordert der SDur»
desausschuh die dem deutschen Beamtenbund angeschlossene»
Organisationen auf, mit allen Kräften auf eine Förderung
feiner gemeinnützigen Einrichtungen Bedacht zu nehmen . Er
ertvartet , datz die Mitglieder nicht nur von denselben Ge-
brauch machen , sondern auch ihrerseits alles tun , um die Ein -
Dichtungen vorwärts zu bringen und auszubauen . ]

Geh . Rat Gretz spricht sodann über : „B e a m t e n rechts -
ftdgtn ", in einen ausführlichen Bericht über die Ar»
beiten des Rechtsausschusses. Wer die Stellung d«S DtBB .
>u »n Gesetz betr . Schutz der Republik u. a . In diesem Zu¬

sammenhang wird vom Vorsitzenden Flügel auch der Satz
gestreift » ein Beamter , der streikt , höre auf Beamter zu sein"
und ihm folgende neue Fassung gegeben: »Ein Beamter ,
der streikt . setzt seinAmtaufs Spiel ." Bon seiten
des Bundes der Heeres - und Marinebeamten wird gefordert ,
datz der DBB . in steter Verbindung mst dem Reichstag be¬
streb sein müsse , eine baWge Veräbschiedung des Deamten -
rätegesetzes herbeizuführen . Der Vertreter des Mecklertburgi-
schen Beamtenbunde » betont«, die parteipolitische Neutralität
erfordere es, datz die Beamtenschaft auf dem Boden d«S
gegenwärtigen Staate » stehen müsse . Am Schluffe der
Debatte Wer di« »BeamtenrechtSsragen " kam stützende Ent -
schlietzung zu Annahme :

I . Der Entwurf zu einem Beamtenrätegesetz kann in
seinen Einzelheiten nicht ÄS eine so starre Willensmei -
nung des DBB . angesehen werden, älS datz hie Bundes -
leitung und der Bundesvorstand dadurch gehindert wären ,
je nach den Erfordernissen , die sich aus cher parlamentari¬
schen Behandlung ergeben, diejenigen neuen Forderungen
zu erheben, die nach pflichtmätzigem Ermessen im In -
tereffe der Beamtenschaft für notwendig gehalten werden ,
um das bestmögliche Vertretungsrecht , insbesondere das
MitbestimmungSrecht, gesichert durch Schiichtungsstellen ,
zu erlangen .

II . Der Bundesausschsutz des DBB . steht aus dem
' Standpunkte , datz für da» deutsche Beamtentum nur ein

für alle Beamtengruppen einheitliches Beamtenrecht för¬
derlich ist, und ersucht besonders, falls von irgend einer
Seit « versucht werden sollte, bei der Erneuerung de» Be¬
amtenrechts einen Trennungsstrich Mischen den Hoheitr¬
und Jndustriebeamten zu ziehen, diesen Spältungsabsich -
ten mit unbeugsamer Entschiedenheit entgegenzutreten .

Der Punkt 3 her Tagesordnung , Da » Problem der ;
Beamtenbesoldung , fand einen ausgezeichneten Spre¬
cher in der Person des Dr . Waldmann , des Verbands »
shndikus des Bayerischen Beamtenbnnde ». Seine Rede wurde
auf Antrag später gedruckt und Äs Flugblatt verbreitet . Hier
mag nur das Gerippe seiner Ausführungen hervorgehoben
werden . Dr . Waldmann verlangt insbesondere» datz in der
Besoldung die rechte Bewertung geistiger Arbeit zum Aus¬
druck komme , und stellt als einen Erfolg des DBB . fest, datz
die Regierung ein bestimmtes Spannungsverhältnis Mischen
den einzelnen Besoldungsgruppen eingeführt habe, das Mar
noch änderungsbedürftig sei. Um die Gehälter der oberen und
unteren Beamten ins rechte Verhältnis zu bringen , müsse

zum Mockgehalt des Freden » zuriMehren . Die Er¬
reichung de» Mindesteinkommen» der Beamten des unteren
Dienstes und von dort aus der Ausbau des Systems nach
oben hin sei dar Ziel einer gerechten Gehaltspolitik . Der
DBB . bedürfe zur Beschaffung zuverlässiger Unterlagen nach
dieser Richtung der Einrichtung einer statistischen Abteilung .
Eingehend beschäftigt sich der Referent mit dem Ortsklassen ,
unrecht, wobei er die Ansicht vertritt , dich 3 Abstufungen im
.Verhältnis 3 : 4 : 8 genügen würden . Er weist bei diesem
Punkt auch daraufhin , datz eS keine örtlich verschiedene, son¬
dern nur noch eine zeitlich verschiedene Teuerung gibt und
datz die Teuerung wie einstmals in der Kriegswirtschaft sich
in den Großstädten am ehesten breit gemacht habe, jetzt

sich zunächst an den Bakutagrenzen bemerkbar mache und von
hier aus in dte industriellen HauptbeLarfstzentren und von
hier aus weiter auf die Großstädte und aufS Land hinauS -
dringe .

Fm Anschluß an das mit großem Beifall ausgenommen «
Referat begründete Hauptschriftleiter Winters die in fol¬
gender Fassung angenommenen Richtlinien für die Be -
soldungsaktionen des Deutschen Beamtenburches :

» 1 . Die Besoldung des Beamten besteht aus Grundge¬
halt und Wohnuagsgeld ; sie ist Entgelt für seine Lei¬
stung .

2. Solange die finanzielle Rot des Reichs die Bemessung
der Besoldung nach dem Leistungsprinzip nur beschränkt zu-
lätzt, ist dem FamRenftanLe und den Verhältnissen besonders
teurer Wirtschaftsgebiete 'durch Notzulagen Rechnung zu
tragen .

Als Notzulage sind zu gewähren :
a) Kinderzulagen nebst Erziehungsbekhilfen ;
b) Hausstandszulagen ;
c) ein veränderlicher TeueoungSzrtschlag;
ä ) Ergänzungs -Teuerungszulagen %um Ausgleich öer wirk-

fchaftlichen Verschiedenheiten in de» verschiedenen Wirt¬
schaftsgebieten einschließlich der Industrie - und Grenz¬
gebiete;

e) Wesatzungszulagen.
Die Notzulagen find beim Borliegen gleicher Verhält¬

nisse auch unverheirateten Beamten zu gewähren .
Die Rotzulagen sind steuerftei zu lassen.

3 . Das Einkommen des mindestbesoldeten Beamten der
Gruppe l darf nicht niedriger sein als das des ungelernten
Arbeiters . Aus diesem Mindesteinkommen sind die
Sätze der Wrigen Gruppen systematisch aufzübauen ,

4 . Die Grundgehälter 8er einzelnen Besoldungsgruppen
müssen in eine« bestimmten Verhältnis zueinander stehen ; die

Spannungen dürfen keinen klassentrennenden CharaNey
haben .

5. Anfangs - und Endgehalt derselben Gruppe sollen sichwie 4 zu 5 verhalten . 1
6. Zur schnellen Anpassung der Dieckstbezüge der Beamte«

an die jeweilige Wirtschaftslage ist im Einvernehmen mit de«
'Spitzenorganisationen ein Reich- ausfchutz für die Beamten -
besoldung zu bilden . Der Ausschuß hat die Aufgabe, unteo
Berücksichtigung der verschiedenen Matzstäoe , zum Beispiel de»
Reichsindex, de» Großhandels - und des Kleinhandelsindex, die
Dienstbezüge der Beamten fortlaufend auf ihre Angemessen -
heit zu prüfen untz den veränderlichen Teuerungszuschlag fest-
zirstellen.

7. Mit jeder Erhöhung oder Peurrgelung der Beamtenbe -
soldung sind die Versorgungsgebührnisse der Wartegeld- und
Ruhegehaltsempfänger sowie dxr BeamtenhinteMiebenen im
gleichen Hundertsatz« zu erhöhen wie die Bezüge der aktive«Beamten . Alle Notzulagen sind diesen Bersorgungsberech»
tigten in gleicher Weise und in gleicher Höhe zu gewähren im,den aktiven Beamten ,

8. Das Ruhegehalt hat mindesten» 80 Prozent des zuleO
bezogenen Diensteinkommen» (ausschließlichder in voller HM
weiter zu gewährenden Notzulagen und des WohnungsgeldejP
zu betragen und steigt bis 90 Prozent . D«» Witwengeld hat
mindestens ein Drittel des zuletzt bezogenen Diensteinkoui»
mens des Beamten oder, falls der Beamte sich bereits zurzest
seines XodeS im Ruhestand befand, des Diensteinkommench
das er bezogen hätte , wenn er sich zurzeit seines Todes «oH
im Amte befunden hätte , das Wcnfengeld bei Halbwaisen eist
Drittel » bei Vollwaisen zwei Drittel des Waisengeldes zu be¬
tragen ."

Schließlich kam der Leiter der Organisationsabtei !«
lung , Lockenwitz , zum Wort, um zum Organisa¬
tionsausbau des D . W. W. Stellung zu nchmen.

Nach seinen Ausführungen soll eine Organisationsform an»
gestrebt werden, die den in chr vorhandenen Beamtengruppen
«ine möglichst weitgehestd « unmittelbare Beeinflussung der
Bundespolitik gewährleistet ; sie soll der Zusammenfassung de»
beruflich, regional , wirtschaftlich und sozial sich am nächsteq
stehenden Beamten nicht hinderlich sein. Ein stellvertretendes
Bopsitzender ist aus den unteren Besoldungsgruppen zu wähst
len . Die Landes -, Provinz - und Ortskartelle sind gehalten^bei her Zusammensetzung ihrer Vorstände die verschiedene ,
Schichten der Beamten (höhere, mittlere , untere Besoldungs¬
gruppen ) zu bermWhtigen . Lockenwitz ermähnte zur Zusam -
menfassung aller Klüfte der Beamtenschaft und warnte ein»
dringlich vor den Bestrebungen, di« daraus abzielen, di,
deutsche Beamtenschaft auseinander zu organisieren.

‘

Die Aussprache auf der Tagung des Bundesausschusse»
stand in awen 4 berührten Teilgebieten Zer Wirksamkeit de»
D .BB . — Wirtschaft , Beamtenrecht, Besoldung und Organi¬
sation — auf . einer erfteulichen Höhe und zeigte vollkommene
Einigkeit in den erstrebten Zielen.

Mirtscbaktsbeibilten .
U Die WirtfchastSberhilfen sind in ihrer feit Beginn diese»

Jahres festgelegten Form bei der letzten Besoldungsregelung
weggesallen . Maßgebend dafür waren einmÄ beamtenpolitische
Bedenken, die sich gegen die enge Verbindung von Arbeiter¬
löhnen und BeamtengehAter überhaupt richteten , sodami habe
sich bei der praktischen Durchführung der Beihilfen aus dieser
Verbindung noch die weitere Schwierigkeit ergeben , datz auf
engem Raum vielfach Überteuerungszuschüsse und dcmirach
auch Wirtschaftsbeihilfen der unterschiedlichsten Höhe neben-
einander — so z. B . im rheinisch - westfälischen Industriegebiet
— Vorkommen, ohne datz vom Standpunkt der Beamtenüefol-
dung aus ein Grund für diese verschiedene Behandlung Vox-
liege.

Dieser unerwünschte Zustand, soll nach der Begründung
zum Hajushaltsgesetz (IV. Nachtrag) in folgender Wejfe be¬
seitigt werden :

1 . Sämtliche bisherigen WirtschaftsbeihilfeA und
die laufende Beihilfe im 'besetzten Gebiete , die eine besondere
Art von überteuerungszuschüffen für das besetzte Gebiet ist.
fallen entsprechend der Entschließung des Reichstags vom 24 .
Februar 1922 fort . Um eine Schädigung der betroffenen De»
amten zu vermeiden, ist in dem gleichzeitig dem Reichsrat zu¬
gegangenen Entwurf einer siebenten Ergänzung des Besol¬
dungsgesetzes vorgesehen, datz die Ortszuschläge im Verhält¬
nis mehr erhöht werden, so . daß der größte Teil der Wirl -
schaftsbeihilfen durch die erhöhten Ortszuschläge abgegolten
wird .

2 . Es sollen künftighin durch den Reichsminister der Finan¬
zen mit Zustimmung des Reichsrats nur in einzelnen
Orten Mit ganz besonders schwierigen wirtschaft¬
lichen Verhältnissen , die nach Maßgabe besonderer noch aufzu¬
stellender Grundsätze bestimmt werden , örtliche Sonderzu¬
schläge zum Grundgehalt , Ortszuschlag und Kinderzuschlag
gewährt werden . Die Einbeziehung auch des Kinderzuschtages
entspricht einem vielfach geäußerten Wunsche der Beamten^
auch in den Wirtschaftsbeihilfen (jedt örtlichen Sonderzulagen )
besondere Rücksicht auf di« Familien mit Kindern zu nehmen.



3 » den SkenerninHzaöhlungen .
D » Dovtsche Btzamtenbnnd hak-' unter dein ' IS, Vktdb'er' ^822°

falgoude Eingabe mi den Reichtzniftüster der - KimntgeN ^geriMeL: -
Die Veranlagungsbescheide für das Stenefttzhr

1801 , die der Mehrzahl der SteuerpfliEsssn in den lehterpÄo » , .
chen zugestellt worden find, Winsen bei vDeri Beamten , denen im
Wege des Lohnabzugsverfahrens nur 10 Prozenr Einkommen»
Steuer von der zahlenden Kgsse einbehalten worden waren ,
ganz bedeutende N a ch z a h l u .ng sb e t r ä g e aus .

Die dauernd svrtfthreitende Geldentwertung mit ihren Aus - ,
Wirkungen auf den Stand der Lebenshaltung macht sich , bei
den FefibezaWen , die dem sprunghaften Steigen . der Preise ,
mit ihren Einkommen nicht so schnell folgen können, ganz be¬
sonders drückend bemerkbar.

f
' Weite Kreise der Beamtenschaft werden über¬
haupt nicht in der Lage fein , die Steu .er -
nachzahlungrn zu leisten Um den Steuer¬
pflichtigen die Abtragung der Steuernachgahlungen zu
ermöglichen̂ bitten wir die Finanzämter anguweifen , Stun¬
dungsgesuche von Beamten , die ihr Unvermögen, den Gteuer -
betrag auf einmal zu entrichten, glaubhaft Nachweisen , mit ,
möglichstem Entgegenkommen zu berücksichtigen und die Z ach- ;
lung i w De i l .b e t ragen , sqwhit als irMld möglich znzw- .
lassen. . - . 7 ^ .- -. . ^

Wir versäumen nicht, auch bet dieser Gelegenheit darauf hin.
zwoeisen, dcch der grötzte Test der Einkoistmensteuer durch die
Lohn. bezw. Gehaltsempfänger , aufgebracht wird , die ihre 10
Prozen 1 Steuer mit dem jeweils höherwertigen Geis bezahlen
müssen, während der im fteien Erwerbsleben tätige Staats¬
bürger , soweit er sein Einkommen überhaupt '

versteuert , zwar
Vorauszahlungen in Höhe eines Viertels der vorjährigen
Steuerschuld entrichtet, jedoch seinen Sieuerverpstichtungen
insofern nicht in dem Maste wie der Festbezahlte nachkommt,
als dieser jeweilig fällig werdende Vierteljahrsbetrag gleich
bleibt und die richtige Steuer erst nach Ablauf des Bevanla »
gunqsjahres mit dem dann weiter entwerteten Geld einge¬
zogen 4mrd .

"

Das Gesetz über die Mersgrenze der Beamte »
ist, wie verlautet, im Reichsmmistevmm des Inner» als E n t»
w u r s fertiggestellt. Verhandlungen mit Spitzenorgauisatirmen
haben Ende August d. I stattgesunden . Bon den Gewerk,
schäften erklärte sich allein der Vertreter des Allgemeinen
Deutschen Beamtenbundes (Leipziger Gründung ) . mit Ten¬
denz und Inhalt des Entwurfs völlig einverstanden, ja er war
sogar selbst noch . weitergehenden Regelungen nicht abgeneigt.

M - anderen Spitzenorgamsatiönen Deutscher Beamte, ^
-ckmnd , Grweatzchaftsong . und « estlftttvo^ mch . DSG . 1- hafte»
grundsätzlichem B itd <e n ken vom .Standpunkt des Berufs »
be « m -tent « ms gegen pas Gesetz.

Kersevungstueiru .
Der LanütagSabgeordnete Dr . v. Kries hatte wegen einer

Verfügung des preutzischen Justizministers über Beamten -
versetzungen Beschwerde geführt und dabei betont, dah
die praktische Auswirkung jener Verfügung dahin führe , dah
nur noch reich begüterte und ledige Beamte Versetzungsausstcht
hätten , denn das in der Verfügung ausgesprochene Erforder¬
nis , datz bei Versetzungen auf Wunsch, die Zahlung der Ver¬
setzungskosten in . Kauf genommen werden müstten, mache die
VerfetzungsMöglichkeit zu einem Privileg .

Der I u st i z m i n i st e r antwortete daraus wie folgt : „ Matz ,
gebend für die Auswahl unter den Beamten in eine fteie
Stelle ist grundsätzlich das dienstliche Interesse . Bei
dft Beurteilrmg der Frage , ob. ein solches Interesse vorliegt ,
ist die Berücksichtigung persönlicher Gründe keineswegs aus¬
geschlossen . So kann insbesondere in Fällen , in denen ein
feit längerer Zeit unter ungünstigen Umständen an einem klei-

- neu Ort tätiger Beamter seine Versetzung in günstigere Ver¬
hältnisse an einen größeren Ort — gegebenenfalls mit höheren
Schulen für seine Heranwachsenden Kinder — erstrebt, eine

. Erfüllung dieses Wunsches, durch di« seine Arbeit sfr e u -
digkeit für den Staat erhalten wird , als im dienftlichen
Interesse liegend, angesehen werden . Dasselbe gilt von Ver¬
setzungen an klimatisch günstiger gelegene Orte . Persön¬
liche Wünsche - die ein dienstliches Interesse auch in die¬
sem wetten Sinne nicht zu begründen veomögen, können nur
dann Berücksichtigung finden, wenn keine dienstlichen
Gründe für die Besetzung einer Stelle mit einem andere » Be¬
amten sprechen . Wenn aber hierdurch solche persönliche
Wünsche für eine Versetzung ausschlaggebend waren , kann
der Staat die Bersetzungskosten nicht übernehmen . Eine un¬
soziale Wirkung ist unter diesen Umständen von der allgem.
Verfügung vom 8. 8. 22, die übrigens mit den für andere
Verwaltungen getroffenen Anordnungen über einstimmt, nicht
git befürchten.

"

(Zeitschrift des Bundes Deutscher Justizamtmäuner
— Oktober 1S22.)

Die Einheitsfront der Beamten « ud Arbeiter gesprengt .
In den Räumen des Deutschen Eisenbahnerverbandes fand

letzte Woche eine Vorbesprechung der Spitzenorganisationen der

Beamten » und Arbeiterschaft de» Reichs über die neue Teu «.
r »»gsakt« n statt . DteKrage , ob apch - künftig die .Teuerungs -
aktion für Beamten und Arbeiter gemeinsam und iu Abhängig,
kett voneinander gemacht werden sollte, wurde vm, den Ber -
treter » des Allgemeinen Deutschen Gewerkschasisbundes und
des Allgemeinen Deutschen Beamtenbundes bejaht, »vährerch .
die Bertretr des Deutschen Beamtenbundes sie ver¬
neinten und erklärten , datz es für sie ein neues
Programm bedeute, den bis jetzt bestandenen Zusam¬
menhang in Beamten - und Arbeiteftragen zu lösen.
Attf diese Äutzerung hin wurde von den Vertretern t-es All¬
gemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes die Einheitsfront als
gefprenzt erkläft . Hierauf verliehen die Vertreter des Allge¬
meinen Deutschen GeweftschasWbuudes die Veftammluug .

»Ring deutscher Beamter»vr
'
rbände."

Die dem Gewerkschaftsring deutscher Arbeiter - , Angestellte»
und Beamtenverbände angeschloffenenVerbände , die Reichs »,
Staats » urch Kom m unalverbeinde organisieren , ha¬
ben sich zum R :ing , deutscher B .ea mt e n.ver b .ände "
mit dem Sitz in Berlin RO 56, Greifswalderstratze 281/200 gu.
sammengeschlossen . Die wesentlichsten Aufgaben des Be¬
amtenringes sollen sein : 1 . - Den Zufammenfchlutz aller Be»
amtenorganisationen , die auf dem- Boden pgmeipolittsther u«b
religiöser Neutralität stehen, >unter Wahrung deren
Selbständigkeit im Getverkschaftsring herbeizusichren ; 2 : für
die unbedingte Erhaltung des B e r u f s b eamleit .
tu ists auf öffentlich-rechtlicher Grundlage mit allen verfas-
sungsmähigen Mitteln einzutreten ; 3 . die Beamteninter¬
essen auf wirtschaftlichen!, kulturellem , sozialem und recht»
licheui Gebiet zu f ö r d e r n und zu vertreten .

Führung alter militärischer Dieustbezeichnungc« verboten.
Di« Führung öfter mitftärischer Dienstbezeicknuuge« durch

Beamte ist vom Reichskabinett für die gesamte Reichsverwal¬
tung verboten worden. Eine Beifügung mnitärischer Dienst¬
grade zu der Amtsbezeichnung ist im amtlichen Verkehr nicht
niur unzulässig, sondern auch außenpolitisch unerwünscht , weil
verschiedene Noten der Entente gezeigt haben, dah daraus Ver¬
mutungen auf eine militärische Einrichtung zahlreicher Zivil¬
dienststellen hergeleitet werden. Die Beamten dürfen auch int
Dienstverkehr nicht mit militärischen Dienstgraden angeredet
werden oder sich mreden laffen.

Was der Beamte benötigt
Heilung

sexueller Neurasthenie mit absolut unschädlichem Mittel, keine
Medikamente zum Einnehmen ; rein äufierliches Verfahren .

Richard Jordan , Heilkundiger
Kaiserstraße 188 III Telephon

'
1641.

Sprechstunden von 9— 11 und 2—5 Uhr .
Samstag und Sonntag keine Sprechstunden .

BAUBUND - MÖBEL
siehe Inserat In der Karlsruher Zeitung.

Schuhbedarf!

Inenf 7onf ww**
JUSISI LBpi, iRiiii
Durlacherstr . 3 (Durlacher Toi ).

“ ■ » r ■ '
i . s fi

1 ist die beste u . billigste Schuhieparatur in Karlsruhe
Äi Hauptbetrieb : Kaiser-Allee 145

Haltestelle Philippstraße.

1* u ■ weiß und farbig in allen Formen und Weiten ,llQllflMflQftßllft I* ' Stoffeanlage, kalt abwaschbar, sowie
IlmlMrUInXIJlK Schirme , Stöcke , Hosenträger, Krawatten,UUUul VvllUUIIv Manschettenknöpfe n . sämtl. Htmnnodurtikel

empfiehlt
Dauerwäsehe-Spezialgeschäft und Herren-Modeartikel

Andp. Weinig | r>
Telephon 5476 Karlsruhe Kaiserstrafie 40

Günstige Gelegenheit für Wiederverkäufer .

Indexziffern

im Inland und im Ausland
Eine kritische Studie j

von

Regierungsrat Dr. Emil Hofmann.

187 Seiten . Grundpreis 2 Mark .
Dieser Grundpreis ist mit ' der üblichen Teuerungszahl zu vervielfachen, die

Anfang November 192s sie ist«

Verlag G. Braun , Karlsruhe 1. B.*
2Ucke tawlrafle 40

(früher Hotel Geist )

c amil raiBHiv
WaWstraße 38 früher Kaiserstr , 148

in ehHkchcter bis fsinster Ausführung

Uhren , Gold - , Silber - , Elfenbelnschmuck
- - Trauringe und Reparaturen -

IMd OMans Oscar Kirsehke
Karlsruhe i. B., Kriegsstrafle 70 . Telephon 4180.

zu bekannt größter Auswahl, billigste
Preise , reelle Bedienung.

\ - Reparaturen im Hause, j.-

Bezugsquellen für den Bedarf der Behörden

Ratten
Mäuse etc. werden unter Garantie mit meinen
A . S .-Präparaten radikal vertilgt . Versand per
Nachnahme in Packungen zu Mk . 100 .—-, 150 .— ,

200 .— ,250 .— .

Chem. Fabrik Anton Springer
Ettlingerstraße 5 1 Karlsruhe beim Hauptbahnhof ,

Telephon 2340 .

1

1

HlllllinillllllllHIItlHIIIIIIlllllllllHIHIIIIIIIilllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllHIIIIIIIIH

I i _ ; j. _ _ IUr Polizei - li. Gemeindebeamte , Feuerwehrkorps,UnlTOrmen Zoll- u. Finanzbeamte, Eisen - y . StraSenbahner,

Albert Hilbert, G . m . b. H . , Rastatt
Süddeutsche Bekleidungs - Industrie

Filiale : Lu -dwigshafen a. Rhein , BismarckstraBe 40 .

1 Gustav Herdle Nacht. inh
BrS“Ä ’”r

Telephon 1133 Karlsruhe Waldstraße 44

Stempelfabrik □ Buchdruckerei und
Papierhandlung □ Impressen -Verlag .
■■ Sämtliche Bllrobetlarfsartikel . n
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Äb GLOCKENGIESSEREI

GEBRÜDER BACHERT

KARLSRUHE I. B .
Liststr . 5 . Tel . 443 .

Die geschichtlichen
Grundlagen des Sozialismus

Von Dr . Emil Kraus.
(Wissen, und Wirken Band 3.) , Grundpreis 1 Mark.
Dieser Grondfrae ist mit der ablichen Teuerangnabl ra Verrietochea , die

Ar»fatt| r Novsmber 1922 210 ist

Verlag G . Braun , Karlsruhe i < * •



MMchtinize«, di« bK Reichsregierung Lurch 'Sncrktmung bet
Memorandums vom 18. Juli gegenüber dem Garantielomite «
»hernommen habe und au den vorausgegangenen Rotenweckh
«,1 vom Mai , der sich ans die Begrenz «« , der schwebende «
jMchuld bezog, und fordert die Reichsregierung auf , diesen Vcr-

Clichlungen nachzukommen, wobei es ihre Sache sei, «inen
«krete « Plan für die Schritte auszuarbeiten , die sie Air die.

fern Zweck zu unternehmen habe . In diesem .Teil der Anr»
Wart wird vor allem auch die Kontrolle erörtert , die zum Teil
Bereits in dem Memorandum , des Garantiekomitees «in»
BWgelung gefunden hat . Im zweiten Teil nimmt die Rote
chnz Stellung zu der am Sonntag überreichten deutschetr
ßkot« . Sie behauptet , die Reichsregierung habe darin kein«
Präzisen Vorschläge über die Stabilisierung der Mark und di«
Verringerung der schwebenden Schuld gemacht, und fordert
die Regierung auf , solche konkrete Vorschläge alsbald »ach-
zutragen .

Der Reichskanzler hat die Parteiführer des Reichstag- auf
heute Mittwoch zu einer Besprechung über den Stand der
HieparationsberhandLungen eingeladen . Am Freitag wird sich
Brr Auswärtige Ausschuß des Reichstages mit demselben
Thema beschäftigen.

Das Rrichskabinett ist gestern vormittag schon vor 10 Uhr
zu einer Sitzung zusammengetreten. Man dürste über die grundsätz¬
liche Stellung der Reichsregierung zu den Forderungen der gestern
Abermals überreichten Rote der Reparationskommission be¬
raten . Bon den, Ausgang dieser Beratung wird eS dann abhängen ,
ob die Rote noch heut« veröffentlicht wird .

Der Standpunkt der Zreparations -
Kommission .

Eine Kabinettssitzung hat sich mit der Rote befaßt , die die
ReparationsiommUion der Reichsregierung als Antwort auf
die bisher überreichten Denkschriften zuge-stellt hat . Die Re.
Parationskommifsion lehnt es entschieden ab, daß ihr die Ber.
gntwortung für die Möglichkeit einer Stabilisierung der Mark
« rfgebürdet werde. Es gehöre auch in keiner Weise zu ihren
Dstffgüben, der Reichsregierung bei der Einrichtung einer
ausländischen Goldanleihe an die Hand zu gehen, wie es von
deutscher Seite verlangt werbe ; es sei Sache der zuständigen
Brutschen Stellen , hierfür — wie für andere Maßnahmen zur
Stabilisierung der Mark — Mittel und Wege zu finden . Auch
eine Balanzierung des deutschen Budgets sei nicht allein oder
Puch nur hauptsächlich von außenpolitische» Maßnahmen ab¬
hängig ; zur Erreichung dieses Zieles müßten hauptsächlich
inner« deutsche Maßnahmen ergriffen werben . Die bisher, ,
gen deutschen Vorschläge werben als zu ungenau oder zu un -
bestimmt (trop imprecio) bezeichnet . Die Reparationskom »
Mission müsse' auch jetzt wieder Jas Ersuchen stellen, präzisere
Borschläge zu bringen und die bisher nur in allgemeinen
Grundzügen aufges^ llten Pläne einer genauen Durcharbeit
zu unterziehen .

über bi« voraussichtliche Antwort auf diese Rote und im
Zusammenhang damit Wer den Gang der bisherigen Der»
Handlungen will die Reichsregierung die Parteiführer infor -
Mieren.

Englische SnttSuschung.
Die spärlichen Berliner Berichte betonen , daß auch die eng»

Aschen Mitglieder der Reparationskommission entäuscht seien,
weil die Reichsregierung bisher nicht genügend zeige, daß sie
«ms eigener Kraft bis zum Äußersten bestrebt sei, für die Sta¬
bilisierung der Mark zu arbeiten . Offensichtlich machen di«
Wahrnehmungen der Alliierten über die ii» Deutschlar» herr¬
schenden disparaten Strömungen einen ungünstigen Eindruck.

Rettet ! Helft !
Elend . Verzweiflung droht in dm nächsten Wintnmwnatrn über Tausend « Eurer Mitbürger herrüqubrnhen . Di« inftnd

fortschreitende Geldentwertung Hai schon heute llnMligen bitterst« Rot gebracht. Schnellst« »nd nmsassend « Hilft tut notl

Spendet Gaben
Helst denen, die durch Aller und Krankheit ihrer » rdeüskrast deraudt , sich nunmrhr um dir riiqtgr Hoffnung ihres ardeüsainen Leben »,einen notdürftig geficherten Lebensabend, betrogen schm k Helst dm alten Fraum und Männem, dir im Kampf um das täglich « Brot hilflos
unterliegm müff» . helft dm Betrranm der « rbell. dm Kriegsbrschädigtm . dm Witwm «nd Waism, dmm di« kärglich bemeffm« Rente nicht
Mn Einkauf des Rotwmdigstm reicht ! Helft dm Kindern und der heranwachsmdm Jugend, di« durch di« phantastische Steigerung aller Preis«immer stärker in chrer Ernährung «nd ihrer Entwicklung bedroht find ! Gedmkt auch der DätigkrU des freischaffmdm Geistes, der Wissmschaftund der Kunst, für dir bei der Vordringliche der notwendigen LrbmSbedürfnifse oft nicht der kümmerlichste Lohn verbleibtI

'

Um der großm Rot zu firuern , reichen dir Mittel des Reiches, deS Staat «» und der Gemrindm bei weitem nicht aus . Rur wenn all«
helfm, kann das Ziel erreicht werdm . Ein jeder, ber von der schwerstm Rot verschont geblirdm ist, mutz fich verantworllich fühim, zur Lin¬
derung der größt» Rot des Mitbürgers beizutragm.

Wir rufen aste
pn Hilfeleistung auf . Der Winter peht vor der Türe. „Winterno » hilf « ' ist dir Losung.

Dem Ausruf des Dmtschm Reiches folgend, geht dir „Deutsche Rotzemruffchast " auch st, Karlsruhe an» Werk . Di« unterzeichnet»
Brrussgruppm und Berbänd« Hab» fich zu einer „Ortsgruppe Karlsruhe ber Dmtschm Rotgememschaft" zusammengeschloffm . Bon ih-
aus ergeht an di« gesamte Einwohn « schifft der Stadt, an Gewerbe, Industrie und Handel, an Handwerker und freie Berufe, an Pie Landwirt
schaft , an dir Beamtm und sonstigm Festbesoldrtm, an die Arbeiterschaft aller Grwerbszwrige , an alle, die im Bollaenutz ihrer Grsundbei
und ihrer Arbeitslast steben , der Ruf :

3 « Hilfe .' !
Mit Millionen und stetig erneutem Zufluß von Gabm muß gerechnet werden. Wer über große Mittel verfügt, mag groß« Spenden

geben, di« de», schwachen Mark»' ,« enisvrechm. Di« Industrie, di« Banken , der Handel muffen die . Winternochilfe" mft einem Monatsposte»
st» ihre»« Betrieb rinstellm, die Landwirffchaft »mß einen Teil ihrer Erzeugniffe zur Verfügung stellen, die Geschäftsleute mögm eine regest
mäßige Zuwendung von ihren TagrSeinnahmm für die „Winternochilfe " ablösen, di« Festbesoldrtm, namenllich die Ledigm unter ihnen, mögm
bestimmte Gehalisleile sich abziehm laffm , uin ihrer sozialen Pflicht zu genügen, die Arbeiterschaft mag, wo es geht , sich zur Leistung von
Ueberstunden berest « klären, deren Wert dem HikfSwerk zugeführt wird . Nur durch schnelle , planmäßige »nd umfassende Hilft kann das Weck
gelingm . Die Brrtrllung d« gespendetm Gaben wird in dir Hände eines Arbeitsausschusses gelegt, in dem die Gebmdm wie dir Be¬
dachten vertreten find.

Die Geschäftsstelle , bei der jede nähere Auskunft « teilt wird , ist d« ZeMralstellr des ftädischen Fürsorgeamts , Rathaus, 3 . Stock,
Zimm « Rr. 122 angegliedert.

Gabm und Zeichnungen für die Winternochllfe nrhmen entgegen : Alle hiesigen Banken , die Expeditionen der hiesigen
Zeitungen , da» Postscheckkonto Nr . 22100 „Winternothilfe Karlsruhe "

, sowie als Zentralsammelstelle die städtisch «
Sparkasse auf Gtrokonw Rr. 810".

Karlsruhe , den 6 . November 1922 .

TU Ortsgruppe Karlsruhe der Deutschen Notgrmeiuschafl :
Asabund-Bezicksausschuß, Allg. Deuffcher Geweckschaftsbund- Ortsausschuß, Alckath , Kirchengemeind«, Arbrttgrberv« band der Industrie , Bad.
Fraumv « ein, Bad . Landbund, Bad . Landwirtschastl. Verein, Bad. Landeskunstschule, Bad . Landesverein vom Roten Kreuz , Bad . Landwirt¬
schaftskamm« , Caritasvrrband, Deutsch « Beamtmbund - Ortskartell , Dmtsch« Gewerkschaftsbund-Ortsausschutz, Deuffcher Gewerkschaftsring-
Ortskartell , Evang . Kirchmgemeindrrat, Evang . Stadtmission , Handelskammer , Handwrckslamm « , JMernationaler Bund der Kriegsopfer-Orts¬
gruppe, Israel . Wohlfahrtsbund , Israel . Religionsgesellschaft. Kath . Stadtdckanat, Karlsruh« Bankenv« einigung, Kleinrentnerbund-Ortsgruppe ,
Landeszmtrale des Bad . Einzelhandels-Ortsgruppe , Mtttelbadisch« Brauereiverband , Reichsbund dn Kriegsbeschädigten, Kriegstnlnehmn und
Kriegshinterbliebenrn -OrtSgruppe, Stadtrabbinat, Stadtrat , Stadwerordneten-Vorstand , Rcktor und Senat der Technifchm Hochschule, B« band
Bad . Landwirffcĥ tlich« Grnoffmschastm, Verband Altkath . Frauenv« eine, V« band d« Holzindustrie, V« band der öffmtlichen und privaten
Wohlfahrtspflege , V« band d . Metallindustriellen, V« ein Karlsruher Preffe , Wirtschastl. Verb, bildmder Künstl« Südwestdmffchlands, Zentral«
rat d« Betriebsräte -Ortskartell , Zmtralverband des Dmffchen Großhandels-Ortspruppe, Zentralverband Deuffcher Kriegsbeschädigtm »mb

Kckegshintttbliebmm -Ortsgruppe , Zentralv« band d« Invaliden und Witwm Deuffchlands-Ortsgruppe .

Der Arbeitsausschuß :
Oberbürgermeister Dr . Füller, Borfitzmder ; Ammd , Chefredakteur ; Ranschbach, Obersekretä« ; Baumeister , Psarrsekretär ; Beeser , Redakteur;
Prof. Dr . Billing , Oberbaurat ; Blum, Schloffermefft« ; Dr . Blume, Med .-Rat ; Prof . Dr . Bredig , Rekwr d« Technischen Hochschule ; Frau
Brehm, Stadträtin ; Dietrich, Kaufmann und Stadwerordneier ; Dr . Döderlin , Gen « aldirektor ; Drefahl , Geschäftsführer ; E . Dürr, Groß-
kauftnann ; Erb, Arbeitersekrelär; Faßbmder , Gewerkschastssekretär; Dr . Fichtrl , Direktor des städt. Fürsorgeamts ; Fischer, Kirchmrat ; Freund¬
lieb, Kaufmann : Frau Kunigunde Fisch « , Stadträtin und Landtagsabgeordnet « ; D - E . Frey, Stadlverordneten -Obmann ; Frau Paula Gebhardt ;
Gsell, Kommerzimrat ; Heinz , Fabrikdirektor ; Hof, Gewerkschaftssekretär: Dr . Horstmann , Bürgermeister ; Jacob , Stadtrat ; Kamins!!, Stadt¬
pfarrer ; Kühn, Stadtrat ; Künkel, Dipl -Jngmieur ; Dr . Kurrrin, Stadtrabbin« ; v . La« , Chefredakteur ; Link, Geistl. Rat ; Dr. Mantel , General »
arzt ; Frau Matheis. Stadträtin ; I . Th . Mey« , Chrftedakteur und Geistlich« Rat ; Moning « , Kommerzimrat ; Dr. Müller, Direktor d«
LandwirffchaftSkamm« ; Geh. Rat Müller, Generalsekretär ; Frau Landg« . Direktor Neßler ; Reiff, Stadtrat ; Rimm«lspach« . Heizer ; Dr. Schiff« ,
Rabbiner ; Schilling« , Krankmkaffrnbramt« ; Schmidt, Misfionsinsprktor ; Schöpslin , Cheftedaktmr ; Schw« dt , Stadtrat ; Dr . W . Schneid« ,

Cheftedakteur ; Siegel, Stadtv « ordnet« ; Strauß , Kommerzienrat .

Itteue Mirren im Grient.
Die Radio-Agentur veröffentlicht folgendes Telegramm an»

London : ; Die türkischen Extremisten , die nicht einmal die Auto¬
rität Mustapha Kemal Paschas anerkennen , sollen gewaltsam«
Ruhestörungen in Konstantinopel hervorgerufen haben . Sie
sollen in Massen gegen das Palais des Sultans gezogen sein,
wo angeblich ein heftiger Zusammenstoß mit den englischen
Truppen erfolgte. Es ist das Gerücht im Umlauf , daß der
Sultan entfuhrt worden sei . Anderseits heißt es, er habe Tie
Flucht ergriffen . Die Stadt soll sich in vollständiger Anarchie
befinden.

Entgegen der gestrigen Radiomeldung über die angebliche
Entführung des Sultans stellt Reuter fest, daß der Sultan lich
im Uildiz-Palast befindet.

Juwelen besetzt waren ; auf seiner Brust blitzten zwerundvier -
zig große wasserklare Diamanten , in Goldbogen eingefaßt , an
der Seite hing der Prachtsäbel , mit Edelstteinen in verschiede¬
nen Farben reich besetzt , und auf dem Kopf trug er die

. schwarze, mit einer kleinen weißen Feder verzierte Mütze»
auch diese mit etwa fünfzig Diamanten besetzt , die einen ganz
unglaublichen Wert darstellen sollen .

Eine kreisförmige, einen Farsach oder 6 Kilometer lange
Arena bildete die .Bahn ; auf der Innenseite wurde sie durch
eine niedrige Mauer abgegrenzt , um die Pferde zu hindern ,
quer durchzubrechen. Die Bahn sollte zweimal zurückgelegt
werden ; die ganze Länge des Weges betrug also 12 Kilo¬
meter.

An dem ersten Rennen nahmen fünfzehn Jockeis teil , die
sich Vor dem Pavillon des Schahs in einer Linie anfstellren .
Die Pferde waren ausgehungert , um schneller laufen zu kön¬
nen . Auf ein gegebenes Zeichen startete « sie . Schnell wie
ber Wind sausten sie davon; sie verschwanden in einer Wolke
von Staub und kamen nach einigen Minuten zum Ausgangs¬
punkt zurück , den sie mit Pfeilgeschwindjgke.it passiert yp , um
hie zweite Runde zu vollenden . Wieder einige Minuten , and
eine Staubwolke erschien an der Biegung der Mauer . Schal¬
lender Jubel erhob sich in der Volksmenge , die bisher mit
«»gehaltenem Atem in gespannter Erwartung schweigend da-
gestanden hatte . Der Sieger sprengte auf schaumbedecktem
Pferd zum königlichen Pavillon hin , wo die Preisrichter ver¬
sammelt waren und die Gollmiünzen in ihnen Beutelchen
lagen und warteten . Der höchste Preis war 260 Toman , » a»
etwa 3000 Franken entspricht.

Viel Ungerechtigkeit und Mogelei soll bei den peosischen
Wettrennen Vorkommen . Die Reiter versuchen einander zu
hindern, indem sie die Pferde der anderen erschrecken und
ihnen mit der Peitsche über den Kopf schlagen . An hem Ren¬
nen nehmen auch einige Pferde aus dem Stall de» Schah»
WI . Dies« müssen natürlich um jeden P« is zuerst kommen.
Zu diesem Zweck find an gewissen Punkte » der Bahn Wache»
ausgestellt. Ist nun einer kühn genug und versucht, ein»
iwn den Pferden des Schahs zu überholen , so werfen die
Machen dem Pferd und Reiter Sand und Äehmklumpen in
hie Augen, so daß diese gezwungen sind , ihre Schnelligkeit
Du mäßigen.

Die Dsltung der Alliierten.
Man erwartet mit großer Spannung , was der französische

Ministerrat unter Millerands Vorsitz zu den Ereigniffen in der
Türkei befdjlie | en wird. Die Tatsache, daß Poinrarä mit
Fach konferiert hat , deutet nach der hier vorherrschenden Auf¬
fassung darauf hin , daß mit der Möglichkeit eines bewaffneten
Vorstoßes der » emalisten in Richtung Kvnstcmtinopel und
Thrazien gerechnet werden muh . Man erinnert daran , daß
die verbündeten Streitkräfte laut Gutachten der Militär sach¬
verständigen ausreichen, uin di« Meerengen und die thrazifche
Küste gegen jeden Handstreich zu verteidigen.

Die alliierte » Regierungen beraten bereits über die For¬
derung der Angoraregierung , daß die Alliierten Konstantino¬
pel räumen sollen . Di« Frage der militärischen Räumung fft
bereits von den an Ort und Stelle befindlichen Vertretern
der Alliierten erledigt.

Nach tzen letzten Berichten ist es in der türkischen Haupt¬
stadt zu keinem Kampf gekommen . Der Sultan hat noch
nicht abgedankt und befindet sich im Palast . Me Minister
der Konstantinopeler Regierung haben ihre Ämter niederge-
kegt , dagegen wird die Mehrzahl der Ilnteäveamten beibe¬
halten .

*

England wird jeden Versuch der Türkei, die Verbündeten
zu zwingen , Koastantinopel zu räumen , energischen Widerstand
leisten. Man glaubt zwar nicht, daß die Türkei vor Friedens -
schtuß auf der Räumung bestehe . In Regierungskreisen ist
man aber der Ansicht , daß man die Angora -Regierung nicht
hindern könne , die Zivilverwaltung der Hauptstadt zu über¬
nehmen . Die englische Regierung steht nach wie vor auf dem
Boden der Vereinbarung von Mubania . Diese schlöffe aber
die Notwendigkeit nicht ein , die Herrschaft des Sultans zu
stützen . _

Ägyptische Forderungen .
Wie .Habas " mitteilt , hat der Vertreter der Regierung von

Angora in einer Unterredung mit einer Delegation der
iiztzptifchen Rationalpartei mitgeteilt , die Regierung von
Angora erkenne England keinerlei bevorrechtigte Stellung im
Niltal zu . Dir Frage fei entsprechend den von der äghpti -
scheu Rationalpartei ausgestellten Forderungen zu lösen. Die
ägyptische Nationalpartei fordert die völlige bedingungslose
Unabhängigkeit deS RiltaleS und verlangt , daß die Bertei -
dtgnng des Suezkanals unmittelbar Ägypten übertragen
werde und toi sich auf keine Verhandlungen mit England
« nlasse» , solange es nicht durch Zurückziehung seiner Trup¬
pen die völlige Unabhängigkeit des Niltales anerkannt hat .

Lur Lrnübrungslsge.
Der Deutsche Landwirtschaftsrat war zu einer außerordent¬

lichen Vollversammlung zusammengetrotrn . Hauptgegenstand
»er Beratungen bildete die Ernährung »!», «. Staatssekretär
Dr . Hcinrici vom Reichsernährungsmirftsterium gab dabei die
Erklärung ab, daß die Versorgung der DevRlerung mit mar -
kenfreiem Brot zu freien Marktpreisen Augenblicklich noch eini¬

germaßen dem Bedarf zu entsprechen scheine, wenngleich auch
hier Anlaß zu Besorgnissen bestehe . Dagegen sei die Versor¬
gung mit Markenbrot nur dadurch aufrecht zu erhalten gewe¬
sen , daß mehr Brotgetreide eingeführt worden sei als im Vor¬
jahr . Die Ursache dieser Erscheinung ist hauptsächlich darin
zu suchen , daß von der Umlage, von der im Vorjahr bis End«
Oktober 1,14 Millionen Tonnen eingegangen waren , diesmal
nur 400 000 Tonnen eingeliefert wurden . Dieses Minus , da»
beinahe Zweidrittel ausmacht, kann nicht allein durch die
schlechte Ernte erklärt werden, sondern vor allem auch durch!
die Schwierigkeiten der Unterverteilung , die durch das späte
Herauskommen des Gesetzes hervorgerufen wurden und auch
heute noch nicht überwunden sind . Da die öffentliche Hand
immer mindestens sechs Wochen vorher im Besitz der zur Ver¬
teilung notwendigen Mengen sein mutz , so wird zu Anfang des
nächsten Jahres mit ernsten Schwierigkeiten zu rechnen sein.
Staatssekretär Heinrici richtete deshalb im Namen der Reichs¬
regierung einen dringenden Appell an die Landwirtschaft, die
Ablieferung des Umlagegetreides soweit als irgend möglich zu
beschleunigen.

*

Zur Aufrechterhaituug der Lebensmittelerzeugung wurden
von den Referenten Landrat Dr . v . Helldorf u . a . folgend«
Forderungen der Landwirtschaft aufgestellt: Erhebliche Ermä¬
ßigung der Umlage und sofortige bindende Erklärung dev
Reichsregierung , daß mit Ende des laufenden Wirtschaftsjah¬
res jede Art der Getreidrzwangswirtschaft unter allen Umstän¬
den aufhört . Der noch abzuliefernde Teil der Getreideumlage,
soweit diese überhaupt erfüllbar ist , soll mit dem freien Markt¬
preise oder mit Stickstoff nach dem Wertverhältnis von Stick¬
stoff und Getreide in der Vorkriegszeit bezahlt werden. All»
zur Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion gemachter »
Aufwendungen müssen bei der Berechnung des Einkommen»
und der Bewertung des Vermögens für Steuerzwecke abgezo¬
gen werden können . Ferner verlangte der Referent dauernd«
um 90 Prozent ermäßigte Ausnahmetarife für Düngemittel «
Futtermittel , Heu, Stroh , Torf und Torfstreu.

vom „StastsmachtireriV Kadern.
Es ist nicht daran zu zweifeln, daß die Nationalsozialisten

in München glauben , jetzt ihre Macht zeigen und dem Paria -
ment und der Regierung ihre Forderungen diktieren zu könneq
und daß sie, entflammt durch das italienische Beispiel , auch be-
reit sind, ihre Sturmabteilungen marschieren zu laffen. Ihre
letzten Versammlungen haben mit ihrer maßlosen Sprache di«
Anhänger dafür bereit gemacht und es ist wahrscheinlich keich
Zufall , daß rm „Hochschulrin « deuffcher Art" vor den Studenten
Dr . Stadler den Willen | Mt Macht gepredigt , Bayern al»
Machtstaat im Scheinreich» al« den Staatsmachtkern eines kom¬
menden neuen deuffchenStaatsmachtreichs gepriesen , zum Kampf
gegen die Ohnmacht des Parlamentarismus u . das parlamenta¬
risch Schiebertüm aufgefordert u. seinen Hörern gesagt hat , daß
der Rationalismus , unerlöst, nicht im Staate gebunden, fich
seine Freiheit aus den Tiefen hole ; wie die Nationallsten di«
Mafien durch antisemitische Beschimpfungen und Hetzereien
aufwiegeln , st» sollen mit geschichtsphilosophischen Betrachtun¬
gen die Studenten zum Kampf« gewonnen werden. , Di«
»Münchner Post " berichtet, daß die Nationalsoziallsteu ihr»
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WaffenauSgabe ganz geräuschvoll betrieben und sich zu einem
Sturm auf ihr Gebäude rüsteten . In einer Versammlung
deS sozialdemokratische» Verein» und der Gewerkschaften wurde
bei der Ohnmacht der bayerischen Regierung und ihrer Be.
Hörden beschlossen, eine 8bwehr »rg«nis»ti»n zu« Schatz« der
Führer und der Einrufungen der Arbeiterbewegung zu
schaffen .

Brurze polit. Nscbrlcbten .
* Lipinski sächsischer Ministerpräsident ? In Dresdener Po»

litischen Kreisen rechnet man damit, daß der Minister de»
lgnnern Lipinski zum neuen Ministerpräsidenten gewähtt
ivird .

* Neue Lohnbewegung iw Bergbau . Eine vom Alten Berg,
arbeiterverband gemeinsam mit den anderen an der Lohnfrage
im Bergbau interessierten Freien Gewerkschaften in Bochum
abgehaltene Reichslohnkonferenz hat die Schied»,
spräche und vorläufigen Abschlüsse in der Lohnfrage a b g e »
lehnt . Die Bergarbeiter fordern die volle Ausgleichung der
Teuerung durch eine weitere Erhöhung der Oktoberlöhne, so¬
wie eine entsprechende Erhöhung für November. Die Ein¬
führung einer produktiven Produktionsprämie
wird abgelehnt, weil über derartige Probleme erst gesprochen
werden könne, wenn die Umstellung der Wirtschaft in der
von den Arbeitnehmer-Organisationen oft dargelegten g e -
meinwirtschaftlichen Richtung energisch in An.
griff genommen sei . Die Konferenz verlangt die Regelung
der Lohnfragen bis zum 12 . November. Der Gewerkverein
christlicher Bergarbeiter , die Hirsch - Dunckersche Bergarbeiter ,
organisation und die polnische Berufsvereinigung , haben auf
ihren am Samstag abgehaltenen Konferenzen ebenfalls
die Ablehnung der Schiedssprüche beschlossen . An das
Reichsarbeitsministerium und an die Unternehmerorgauisationen
haben die Verbände sofort das dringende Verlangen nach
neuen Verhandlungen gestellt. In einer Arbeiter -
Versammlung in Essen wurde mitgeteilt , dass in den
letzten Wochen allein im Ruhrrevier über 10 0 S e l b st -
morde au ? Nahrungssorgen verübt worden sind .

* Keine Arbeitsruhe am 9. Navcmber. Die Berliner Ge»
tverkschaftskommißsion hatte bekanntlich am 1 . dieses Monats
beschlossen, dass am 9 . November als dem Jahrestag
der Revolution die Arbeit ruhen solle und es den einzelnen
Gewerkschaften überlassen, darüber zu befinden, »«wieweit sie
die Notstandsarbeiten verrichten und den Verkehr aufrecht er¬
halten wollten. Eine einberufene Vollversammlung der Funk-
tionäre der Berliner städtischen Betriebe wollte , sich auch mit
den auf Grund dieses Beschlusses zu treffenden Maßnahmen
befassen. Inzwischen hat aber gestern die Berliner Gewrrk-
schaftskommiffionihren Beschluß vom 1 . November umgestoßen
und beschlossen, von einer Arbeitsruhe abzufehen. Dieser Be.
schluß ist vor allem auf die ernste politische Lage, insbesondere
aber auf die politischen Verhältnisse in Bayern zurückzuführen,
wo eine faszistische Bewegung befürchtet wird . Mit den baye¬
rischen Verhältnissen hat sich gestern die Gewerkschaftskommis-
sion sehr eingehend befaßt . Die städtffchen Funktionäre billig¬
ten die Gründe , die die Gewerkschaftskommiffion für ihren

Badisches Landestheater .
Donnerstag , 9 . Nov . 6 ‘/a b . n . 9 Uhr . 200 Mk.

Abonn . G 7, Th .-Gem . B .V .B . Nr . 1 —300 -
Neu einstudiert Hon Juan und Faust .

neuen Beschluß geltend macht und trat diesem Beschluß mit
übergroßer Mehrheit bei, so daß in Berti » am Donnerstag in
vollem Umfa», ^ arbeitet wird . Weiter befaßte sich die Ber -
fammlnng mit den Lohnsragen und erklärte sich mit den Ok-
toberlöhnen einverstanden und ebenso mit den vorläufig fest-
gesetzten Rovemberlühnen.

Kurze Nacdricvten aus Kader ..
* Die Lahnverhckddlunge» in her Holzindustrie gescheitert.

Die Lohnverhandlungrn in der üadisch -avürttembergischen
Holzindustrie , die letzter Tage in Stuttgart gepflogen wurden ,
sind »escheitert . Es stehen ernste Kämpfe bevor.

Karlsruhe , 8. Nov . Ab». RegierungSrat Weitzman » ,
Mitglied der Preffeabteilung des Ministeriums des Innern , ist
ziemlich schwer erkrankt. Er mußte sich im Krankenhaus einer
Operation unterziehen . _

T>Z . vom Bodensee» 8 . Nov . In Salem -Stefensfeld hat sich
in der letzten Zeit ein besonders starker Güterverkehr heraus -
gebildet. Im Monat September sind allein 54 Waggon¬
ladungen Obst, im Oktober 88 Waggonladungerl mit zusammen
etwa stk 000 Zentern Obst und ca. 311000 Kilo Obst als Stück¬
gut abgefertigt worden. Der Kartoffelversand ist bisher noch
sehr schwach, dagegen ist der Holzverkehr recht lebhaft.

Freie Aussprache.
M » MtflortU» «. n«t«t IKIn, «n» adrlgn»ttbatttwutaarar «tgOoaMttt. » . teil

DarUgtmgt. m» »nmangen mit all . . $ arttU. gcr>, ml « f Mt»
Bttft eint fttta » ««br. ch> |. 6t B>to et»tiiMt» Mk» Ach Ml» WM»
» Co4« « tatzaS Mt MüHktcn «emMIMttauie Mt feMUttMt .)

Gegen den 8 Uhr-Schulbeginn in den Städte » im Winter .
Unter dieser Überschrift wird uns geschrieben :
Möchte doch endlich die Unterrichtsvevwaltnng dazu kam-

men, schon mit Wirkung vom 1 . November äh den 8 Uhr»
Schulbeginn in de« Städten zu beseitigen! Jeden Morgen
wiederholt sich in allen Familien , welche schulpflichtige Kinder
haben , das Schauspiel, daß die Kinder je nach der Entfrr -
nung der Wohnung von der Schule schon um 7 Uhr, %!7 Uhr,

Uhr aus den Betten getrieben werden müssen, damit sie
unausgeschlafen , in der Hetze angezogen und in der Hetze
gefrühstückt um 8 Uhr — je nach der Witterung noch ver.
froren oder durchnäßt — im Schullokal sein können. Jeden
Morgen werden in jeder Haushaltung unnötigerweise Licht
und Heizung aufgewendet , um Liesen Effekt zu erzielen . Dabei
weiß jeder Lehrer , daß der Nutzeffekt einer solchen Ansangs¬
stunde im Winter gleich Null ist . Auch der Lehrer selber, der
in der Stadt nur zu oft am Abend noch berufliche wissen-
schaftlich , politisch in Anspruch genommen ist, hätte die wei«
tere Ausruhestunde am Morgen manchmal dringend nötig,
bis er wieder im .Fahrwasser " ist. Die praktischen Engländer
haben schon längst den Schulbeginn im Winter nicht vor 9 Uhr
morgens angesstzt. Sie erreichen dabei mehr für Gesundheit

und auch für die Leistungen aller Beteikigten. Ein solch
. radikales " Unterfangen wird wohl von einer deutschen Un»
terrichtsveywaltung kaum zu erwarten sein. Aber soviel wäre
vielleicht doch zu erreichen, daß der %9 UhrÄcginn — statt
des 8 .20 Uhr -Beginns — nicht erst am 15 . November, son .
dern schon am 1 . November in Kraft tritt . Gerade dieser
halb« Monat ist als Übergangszeit für Kinder, Elter » und
Lehrer von besonderer Bedeutung .

Ltaatsanzeiger .
Die Gewerbelehrervorprüfung Herbst 1922 betr .

Die in der Zeit vom 7. bis 12. Oktober 1962 abgchalteno
Gewerbelehrerprüfung heben folgende Kandidaten bestanden :

Bauer » Peter , von Freudenberg a . M . , Eichkorn , Franz , von
Brunnadern , Eppler , Edmund , von Mannheim , Fischer, Her-
mann , von Karlsruhe , Gödel, Eugen , von Krunibach, Götz-
maun , Wilhelm , von Karlsruhe . Hattenler » Oskar , von Dur -
lach, Huhn, Adolf, von LudwigÄhafeu a . Rh ., Herr man»,
Heinrich , von Kuppenheim, Jakob, Wilhelm , von Karlsruhe .
Kaufmann , Ernst , von Müllheim , Kengelbach , Ludwig, von
Jöhlingen , König, Albert , von Durlach , Lehmann , Julius ,
von Riedisheim Elf ., Muser , Oswald , von Konstanz, Mußler ,
Leopold, von Emmendingen , Renreither , Heinrich, von Karls -
ruhe, Quintei , Richard, von Edingen, Rohrbacher, Adolf, von
Karlsruhe , Seufert , Kurt , von Karlsruhe , Siegel , Hermann ,
von Bruchsal, Sulzer , Karl , von Heidelberg, Wenz, Karl , v,<ü>
Söllingen .

Ministerium des Kultus und Unterricht».

Schlafwagrnverkehr .
Infolge der andauernden Steigerung der Betriebskosten

werden die ab 12. November 1922 erhöhten Bettkartenpreise
für die bahneigenen Schlafwagen vom 19. November 1922 atz
wie folgt festgesetzt :

1. Masse 3600 M . ; Bormerkgebühr 320 M.
2 . Masse 1600 M . ; Vormerkgebühr 160 M
3. Klaffe 800 M . ; Vormerkgebühr 80 M.

Die Mitropa -Bettpreise werden ebenfalls entsprechend er¬
höht.

Personeller Teil .
Ernennungen, Versetzungen, Zuruhesetzungen usw,

der planmäßigen Beamten
Aus dem Bereiche des Ministeriums des Kultus

und Unterrichts .
Ernannt :

der außerplanmäßige Gartenverwalter Hermann Warn ecke
beim botanischen Institut der Universität Freiburg zum plan -
mäßigen Gartenberwalter daselbst.

Eintrachtsaal
Morgen Donnerstag ) 9 . Mo » . , 7 1/, Uhr j
Lieder - und Arien - Abend

■ AmFlügel : HeinzGottwaldt -Tarnowski .
Lieder von Schubert , Brahms , Wolf . Arien
von Mendelssohn , Mozart , Catalani , Donizetti .

zu 60, 50, 40u . 30M . (einschl . Steuer ) bei
Kurt Neufeldt , Waldstr . 39

1 Prsf. Ditl, ProI. Schänleher, fisinr . Kley , Prüf. Wilh . Uolz a. a . m

IfiiiumiiinimittiitniMMMHHiiiiMtimniuummimiiMiiMMmuiiMiitiiiHiMMuiiiitin

riiiMiimiMMMiiiiiiiiiiiimlmiiHiiiMmimtHmiiiiriiaiuiiiiiiuMitiiiutUMiiiiiiiiiMim'«
In bewährter Güte
und reicher Auswahl
zu angemessenen Preisen
gegen Barzahlung *
oder auf Teilzahlung .

Eigene Verkaufsstellen :
KARLSRUHE , Karlfriedrichstr. 22
FIS3BURG, Kaiserstr. 27
BRUCHSAL , Gewerbehalle a . Markt
PFORZHEIM Theaterstr . 15
GFFENBURG , Sleinstr . 2
MOSBACH , Hauptstr. 12
SINGEN a. H , Scheffelstr . 25
KONSTANZ , Roügartenstr. 31

K-937
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( BADISCHER BAUBUND
1 Gemeinnütziger Möbel vertrieb I

| Telephon 5157 . KäPlSPUhC am Rondellplatz . -
THimmtttMtiHUHmiuHiHMimtiMmtNttiiHHHmmiitmtmiimMiHiHMUiHimHMMtT

MWiMbniiBIWst üliilsiiihe
in Karlsruhe.

Die Generalversammlung unserer Gesellschaft vom
23 . Oktober ds . Js . hat beschlossen , das Grundkapital
um Mk. 40000000 . — vom 1 . Juli ds . Js . an dividende»
berechtigte Stammaktien von je Mk . 1000 .— unter Aus.
schluß des gesetzlichen Bezugsrechtes der Aktionäre zu
erhöhen.

Die neuen Stammaktien sind den bisherigen Ak¬
tionären zum Kurse von 172*/, % berort zum Bezüge
anzubieten , daß auf nom . Mk . 1000.— alte Aktien
Mk . 1000 .— junge Stammaktien bezogenwerden können.

Wir fordern hiermit unsere Aktionäre auf , ihr Be¬
zugsrecht unter folgenden Bedingungen auszuüben .

1 . Das Bezugsrecht ist bei Vermeidung des Aus¬
schlusses in der Zeit vom 10 . bis 30. November ds - Js .
( einschließlich ) bei den Bankhäusern :

Rheinische Creditbank, Filiale Karlsruhe
Veit L - Hamburger , Karlsruhe
Straus & Co -, Karlsruhe
Sal - Oppenheim jun . & Cie-, Köln a - Rh.
A - Schaaffhausen 'scher Bankverein, Köln a - Rh-
Direktion der Diskontogesellschaft, Frankfurt a - M-
M - Hohenemser, Frankfurt a - M -
Direktion der Diskontogesellschaft, Berlin
Deutsche Bank, Berlin

während der bei diesen Stellen üblichen Geschäftsstunden
auszuüben - Die Ausübung des Bezugsrechtes an den
Schaltern der Bezugsstellen ist provisionsfrei . Bei Aus¬
übung des Bezugsrechtes auf brieflichem Wege werden
die Bezugsstellen die übliche Bezugsgebühr in Anrech¬
nung bringen .

2 . Bei Ausübung des Bezugsrechtes ist für jede be.
zogene Aktie über nom - Mk. 1000 .— der Bezugspreis
von 172 V-, °

/o nebst Schlußnotenstempel und etwaiger
Bezugsrechtssteuer zu entrichten.

3- Bei der Anmeldung sind die alten Aktien ohne
Dividendenschein einzureichen. Über die Zahlungen
werden Quittungen erteilt, gegen deren Rückgabe die
jungen Aktien nach Fertigstellung ausgehändigt werden-

Die alten Aktien, für die das Bezugsrecht auSgeübt
ist , werden abgestempelt und zurückgegeben .

4. Auf Verlangen sind die obengenannten Banken
bereit, die Verwertung des Bezugsrechtes zu vermitteln .

Karlsruhe , den 8. November 1922 .
Der Vorstand :

Or . Döderlein - Brunisch .

MmWil
und Hilfsuurfchiue « für
Strickerei z.kaufen gesucht.
Eilangebote unter A. 963
an die Exp, d- Karlsr . Ztg -

bach und Hofstetter Talbach
liegen und andererseits von

der Gemarkungsgrenze
gegenHofstettenu - Mühlen¬
bach begrenzt find . Etwaige
Gesamtfläche 190 Hektar,' darunter ca- 120 Hekt - Wald .

Distrikt IH . Urcnwald . Um»
faßt alle Güter zwischen
Mühlenbacher Talbach von

der Gemarkungsgrenze
Mühlenbach bis Kinzig
einerseits und den Gemar¬
kungsgrenzen Mühlenbach,
Sulzbach und Fischerbach
andererseits . Der etwaige
Gesamtflächeninhalt des
Jagdbezirks beträgt 480
Hektar, darunter ca - 290
Hektar Waldung -

Die Versteigerungsbeding¬
ungen liegen auf dem Rats¬
zimmer offen , sie werden
vor der Versteigerung noch
öffentlich bekannt gegeben.

Als Bieter werden nur
solche Personen zugelaffen,
welche sich im Besitze eines
JagdpaffeS befinden, oder
durch ein schriftliches Zeug¬
nis des zuständigen Be¬
zirksamtes Nachweisen , daß
gegen die Erteilung eines
solchen keine Bedenken be¬
stehen-
Haslach i . K -, 2 . Nov . 1922 .

Gemeinderat :
_ Selz .

Bergdbung von Bauarbeiteu .
Zu einem Dienstwohn,
gebäude Ecke Bahnhof - und
Lehenerstraße im Personen¬
bahnhof Freiburg vergeben
wir die Erd - , Maurer -,
Eisenbeton -, Steinhauer -
(Natur - und Kunstsand¬
steine), Zimmer -, Schmiede-,
Blechner-, Dachdecker, und

Entw ässerungsarbeiten .
Pläne , Bedingungen und

Arbeitsbeschriebe liegen h ier,
Waldkircherstr- 12, II . Stock,
Zimmer Nr . 27 , werktags
von 8—12 Uhr vormittags
zur Einsicht auf . Daselbst
auch Abgabe der Angebots -
Vordrucke. Angebote sind
verschlossen , postftei mit
entsprechender Aufschrift
bis Mittwoch , de» 22. No¬
vember 1922 , vorm . 10 Uhr»
bei uns einzureichen. Zu¬
schlagsfrist 4 Wochen .
Freiburg , den 4 . Nov. 1922 .

Bahnbauinspektio » 2.

MetaMetten
Stahlmatr ., Kinderbett. , direkt
an Private, Katalog 78 « . frei.
EisenmöbelfabrikSuhl (Thür)

Zerrtral-Güterrechts -Register für Baden .
Eppmgen . P .610 .

Güterrechtsregistereintrag
Band I Seite 308 . Maier,
Otto , Schuhmachermeister
in Sulzfeld , und dessen
Ehefrau , Elsa geb . Dinkel.
Vertrag vom 14 . Oktober
1922 : Errungenschafts¬
gemeinschaft.

jen. 23. Oktober 1922 .
lad . Amtsgericht .

Eppmgen . P .611

P .668 . Durlech . Das Kon-
kursverfahren über das
Vermögen des Kaufmanns

- Steinmetz in Gröt -
gingen und der Firma
chemisch-technische Produkte
Jakob L- Steinmetz in
Grötzingen wird nach rechts-
kräfsiger Bestätigung des
Zwangsvergleichs vom 12.
Juki 1922 und Abnahme
der Schlußrechnung auf -
gehoben.
Durlach, 26. Oktober 1928 .

Der Gerichtsschreib« de»
Amtsgericht» II .

AmDonnerstag,den23.No-
vcmbrr d». IS ., 11 Uhr vorm.,
wird im Rathaussaal die
Ausübung der Gemeinde-
jagde«, in drei Distrikte
abgeteilt, mittelstöffentlicher
Versteigerung verpachtet.

Distrikt I . Stricker . Um-
faßt alle Güter , die begrenzt
sind von den Gemarkungs¬
grenzen Hofstetten, Schnei-
singen, Steinach u . anderer¬
seits vom HofstetterTalbach .
Etwaiger Flächeninhalt des
Jagdbezirks 280 Hektar,
darunter ca. 165 Hektar
Wald . « .958

Distrikt II . Bächlews» .
Umfaßt alle Güter , die
zwischen Mühlenbacher Tal -

Band I Seite 369 t: Maier,
Karl , Glaser in Sulzfeld ,
und deffen Ehefrau Frieda
geb . Daubenthaler . Vertrag
vom 21 . Oktober 1922 : Er -
rungens chaftS gemeinf«hast .
Eppmgen , 31 . Oktober 1922 .

Amtsgericht .
Mmmheim .

1 . Seite 8 : De. Friedrich ,
Karl Adolf, genannt Fritz
Wichert, Museumsdirektor ,
und Margaret Helen geb .
Wetzlar-Coit in Mannheim .
Durch Vertrag vom20. Sep¬
tember 1922 ist unter Aus¬
schluß der Verwaltung und
Nutznießung des Mannes
Gütertrennung vereinbart .

' 2 Seite 9 : Strobel, Jakob ,
Lagerverwalter ,

' und Eva
geb . Hoffmann in Mann¬
heim . Durch Vertrag vom
6 . Oktober 1922 ist Güter¬
trennung vereinbart .

3 . Seite 10 : Hoffstaetter ,
Rudolf , Kaufmann , und
Erna geb . Bier in Mann¬
heim. Durch Vertrag vom
13 . Oktober 1922 ist Er¬
rungenschaftsgemeinschaft

Zum Güterrechtsregister
Band XV O .Z . 12 wurde
heute eingetragen : Hemze,
Fritz, Kaufmann , u . Emma
geb . Scheurer in Mannheim .
Der Mann hat das der
Frau gemäß 81357 B G B-
zustehende Recht , innerhalb
ihres häuslichen Wirkungs¬
kreises die Geschäfte des
Mannes für ihn zu besorgen
und ihn zu vertreten , aus¬
geschloffen .
Mannheim , 6 . Nov- 1922 . -
Bad. Amtsgericht B.-G . 4.

Mmmheim . P .653
Zum Güterrechtsregister

BcmdXV wurde heute ein-
getragen :

P .654 . «vereinbart . Vorbehaltsgut
der Frau ist ihr in § 2
und im Verzeichnis zum
Ehevertrag verzeichnetes
Bermögen , ferner alles , was
sie späterhin von Todes-
vegen , oder mit Rücksicht
auf ein künftiges Erbrecht,
durch Schenkungen, als Aus¬
stattung , oder auf sonst
irgend eine Weise erwirbt -

4 . Seite 11 : Fischer, Phi¬
lipp , Kaufmann , und Hilda
geb - Freitag in Mannheim -
Durch Vertrag vom 18. Ok¬
tober 1922 ist Errungen -
schaftsgemeinschaft verein¬
bart . Vorbehaltsgut der
Frau ist ihr in 8 2 bezeich-
«etes Bermögen , ferner

alles , was sie späterhin
noch von Todeswegen , oder
mit Rücksicht auf ein künf.
tiges Erbrecht, durch Schen¬
kung, als Ausstattung , oder
auf sonst irgend eine Weis«
erwirbt .
Mannheim , 4. Nov. 1922 .

Bad . Amtsgericht B.-G. 4.
Schwetzingen. P .644 '

Güterrechtsregistereintrag
Band II Seite 403 : Hiuckel,
Hermann , Kaufmann in
Schwetzingen, und Käthe
geb . Gierspeck . Vertrag vom
18 . Oktober 1922 . Güter -
trennung .
Schwetzingen, 3 . Nov. 1922.

Amtsgericht 2._
Überlingen P .645

Güterrechtsregistereintrag
Band II Seite 197 : Schal« ,
Ernst Friedrich, Kaufmann
in Überlingen, und Melanie
Albertine geb . Strecker.
Vertrag vom 27 . Juli 1981 .
Gütertrennung .
Überlingen, 3 . Nov. 1922 .

Der Gerichtsschreib« des
_ Amtsgerichts .
Philippsburg. P .671

Güterrechtsregistereintrag
Band I Seite 183 :

Michael Hofmeist« , Uhr¬
macher in Kirrlach, und
deffen Eheftau Selma geb-
Galle-

-Durch Vertrag vom 19 .8.
1926 wurde Gütertrennung
vereinbart .
Philippsburg , 2 . Nov- 1922 .

Amtsgericht .

Druck der Karlsruher Zeitung.
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